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Art. 108 und 10972 

Art. 11073 Personendossier- und Dokumentationssystem 
Das Bundesamt betreibt in Zusammenarbeit mit dem Bundesverwaltungsgericht und 
den zuständigen Behörden der Kantone ein automatisiertes Personendossier- und 
Dokumentationssystem. 

Art. 111 Informationssysteme für Reisepapiere 
1 Das Bundesamt führt ein Informationssystem zur Ausstellung von schweizerischen 
Reisedokumenten und von Rückreisevisa an Ausländerinnen und Ausländer (ISR) 
gemäss Artikel 59. 
2 Das ISR enthält folgende Daten: 

a. Personalien der gesuchstellenden Person, wie Name, Vorname, Geschlecht, 
Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Adresse, Grösse, Fotografie, 
Name und Vorname der Eltern, Ledigname der Eltern, Unterschrift, Dos-
siernummer sowie Personennummer; 

b. Angaben zum Gesuch, wie Gesuchseingang und Gesuchsentscheid; 
c. Angaben zum Reisedokument, wie Ausstellungsdatum und Gültigkeitsdauer; 
d. die Unterschriften und Namen der gesetzlichen Vertretung bei Reisedoku-

menten für minderjährige oder für entmündigte Personen; 
e. den Allianz-, Ordens- oder Künstlernamen sowie Angaben über besondere 

Kennzeichen wie Behinderungen, Prothesen oder Implantate, falls die an-
tragstellende Person verlangt, dass das Reisedokument diese Angaben ent-
halten soll; 

f. Angaben zu den verlorenen Reisedokumenten. 
3 Zur Prüfung, ob die gesuchstellende Person wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens ausgeschrieben ist, erfolgt eine automatische Abfrage im automatisierten Poli-
zeifahndungssystem RIPOL.74 
4 Die vom Bundesamt nach Absatz 2 erfassten Daten werden von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Bundesamtes, die mit der Ausstellung von schweizerischen 
Reisedokumenten und Rückreisevisa befasst sind, bearbeitet. 
5 Das Bundesamt kann die von ihm nach Absatz 2 erfassten Daten folgenden Behör-
den oder Stellen durch ein Abrufverfahren zugänglich machen, soweit diese die 
Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen: 

  

72 Siehe Art. 126 Abs. 6 hiernach. 
73 Fassung gemäss Ziff. I 1 der V der BVers vom 20. Dez. 2006 über die Anpassung von 

Erlassen an die Bestimmungen des Bundesgerichtsgesetzes und des Verwaltungsgerichts-
gesetzes, in Kraft seit 1. Jan. 2008 (AS 2006 5599; BBl 2006 7759). 

74 Fassung gemäss Anhang 1 Ziff. 2 des BG über die polizeilichen Informationssysteme  
des Bundes vom 13. Juni 2008, in Kraft seit 5. Dez. 2008 (SR 361). 
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a. der mit der Ausfertigung der Reisepapiere beauftragten Stelle; 
b. den Grenzposten der Polizeibehörden der Kantone und dem Grenzwacht-

korps, für die Durchführung der Personenkontrolle; 
c. den von den Kantonen bezeichneten Polizeistellen, zur Identitätsabklärung 

und zur Aufnahme von Meldungen verlorener Reisepapiere. 
6 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestimmungen. 

14bis. Kapitel:75  
Datenschutz im Rahmen der Schengen-Assoziierungsabkommen 

Art. 111a  Datenbekanntgabe an die an Schengen-Assoziierungsabkommen 
beteiligten Staaten 

Die Bekanntgabe von Personendaten an die zuständigen Behörden von Staaten, die 
durch eines der Schengen-Assoziierungsabkommen gebunden sind, wird der Be-
kanntgabe von Personendaten zwischen Bundesorganen gleichgestellt. 

Art. 111b  Datenbearbeitung 
1 Das Bundesamt ist die zentrale Behörde für Konsultationen im Zusammenhang mit 
Visumsgesuchen gemäss den Schengen-Assoziierungsabkommen. 
2 In dieser Eigenschaft kann es mit Hilfe automatisierter Verfahren namentlich 
Daten der folgenden Kategorien bekannt geben und abrufen: 

a. die diplomatische oder konsularische Vertretung, bei der das Visumsgesuch 
eingereicht wurde; 

b. die Identität der betroffenen Person (Name, Vornamen, Geburtsdatum, Ge-
burtsort, Staatsangehörigkeit, Wohnort, Beruf und Arbeitgeber) sowie, wenn 
nötig, die Identität ihrer Angehörigen; 

c. Angaben über die Identitätspapiere; 
d. Angaben über die Aufenthaltsorte und Reisewege. 

3 Die schweizerischen Auslandvertretungen können mit ihren Partnern aus den 
Staaten, die durch eines der Schengen-Assoziierungsabkommen gebunden sind, die 
für die konsularische Zusammenarbeit vor Ort notwendigen Daten austauschen, 
namentlich Informationen über die Verwendung gefälschter oder verfälschter Do-
kumente und über Schleppernetze sowie Daten der in Absatz 2 erwähnten Katego-
rien. 
4 Der Bundesrat kann die in Absatz 2 erwähnten Kategorien von Personendaten an 
die neuesten Entwicklungen des Schengen-Besitzstands anpassen. Er konsultiert 
dazu den Eidgenössischen Datenschutzbeauftragten. 

  

75 Eingefügt durch Art. 127 hiernach, in Kraft seit 12. Dez. 2008  
(AS 2008 5405 Art. 2 Bst. a). 
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Art. 111c Datenaustausch 
1 Die Grenzkontrollbehörden und die Transportunternehmen können die im Rahmen 
der Sorgfaltspflicht nach Artikel 92 und der Betreuungspflicht nach Artikel 93 
notwendigen Personendaten austauschen. 
2 Zu diesem Zweck können sie namentlich die Personendaten nach Artikel 111b 
Absatz 2 Buchstaben b–d bekannt geben und abrufen. 
3 Die Artikel 111a und 111d–111h gelten sinngemäss. 

Art. 111d Datenbekanntgabe an Drittstaaten 
 1 An Drittstaaten dürfen Personendaten nur bekannt gegeben werden, sofern diese 
ein angemessenes Datenschutzniveau gewährleisten. 
2 Gewährleistet ein Drittstaat kein angemessenes Datenschutzniveau, so können ihm 
Personendaten im Einzelfall bekannt gegeben werden, wenn: 

a. die betroffene Person ohne jeden Zweifel eingewilligt hat; handelt es sich 
um besonders schützenswerte Personendaten oder Persönlichkeitsprofile, so 
muss die Einwilligung ausdrücklich sein; 

b. die Bekanntgabe erforderlich ist, um das Leben oder die körperliche Integri-
tät der betroffenen Person zu schützen; oder 

c. die Bekanntgabe zur Wahrung überwiegender öffentlicher Interessen oder 
zur Feststellung, Ausübung oder Durchsetzung von Rechtsansprüchen vor 
Gericht erforderlich ist. 

3 Neben den in Absatz 2 genannten Fällen können Personendaten auch bekannt 
gegeben werden, wenn im Einzelfall hinreichende Garantien einen angemessenen 
Schutz der betroffenen Person gewährleisten. 
4 Der Bundesrat bestimmt den Umfang der zu erbringenden Garantien und die 
Modalitäten der Garantieerbringung. 

Art. 111e Information über die Beschaffung von Personendaten 
 1 Werden Personendaten beschafft, so muss die betroffene Person darüber infor-
miert werden. Die Informationspflicht entfällt, sofern die betroffene Person bereits 
informiert ist. 
2 Die betroffene Person ist mindestens zu informieren über: 

a. den Inhaber der Datensammlung; 
b. den Zweck des Bearbeitens; 
c. die Kategorien der Empfänger, wenn eine Datenbekanntgabe vorgesehen ist; 
d. das Auskunftsrecht nach Artikel 111f; 
e. die Konsequenzen einer Weigerung, die verlangten Daten anzugeben. 
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3 Werden die Daten nicht bei der betroffenen Person beschafft, so muss diese spä-
testens bei Beginn der Datenspeicherung oder bei der ersten Bekanntgabe an Dritte 
informiert werden, es sei denn, dies sei nicht oder nur mit unverhältnismässigem 
Aufwand möglich oder die Speicherung oder die Bekanntgabe der Daten sei vom 
Gesetz ausdrücklich vorgesehen. 

Art. 111f Auskunftsrecht 
Das Auskunftsrecht richtet sich nach Artikel 8 DSG76. Der Inhaber der Datensamm-
lung erteilt auch Auskunft über die verfügbaren Angaben zur Herkunft der Daten. 

Art. 111g Verweigerung und Einschränkung der Auskunft 
 1 Für die Einschränkung der Informationspflicht und des Auskunftsrechts gilt Arti-
kel 9 Absätze 1, 2 und 4 DSG77. 
2 Wurde die Information oder die Auskunft verweigert, eingeschränkt oder aufge-
schoben, so ist sie bei Wegfall des Verweigerungs-, Einschränkungs- oder Aufschie-
bungsgrundes unverzüglich nachzuholen, ausser wenn dies nicht oder nur mit un-
verhältnismässigem Aufwand möglich ist. 

Art. 111h Beschwerde durch den Eidgenössischen Datenschutzbeauftragten 
Der Eidgenössische Datenschutzbeauftragte kann einen nach Artikel 27 Absatz 5 
DSG78 ergangenen Entscheid sowie den Entscheid der Beschwerdebehörde anfech-
ten. 

14ter. Kapitel:79 Eurodac 

Art. 111i 
1 Die Grenzposten und die Polizeibehörden der Kantone und Gemeinden nehmen 
von Ausländerinnen und Ausländern, die über 14 Jahre alt sind, unverzüglich 
die  Abdrücke aller Finger ab, wenn die betroffene Person aus einem Staat, der 
nicht durch eines der Dublin-Assoziierungsabkommen gebunden ist, illegal in die 
Schweiz einreist und nicht zurückgewiesen wird. 
2 Ausser den Fingerabdrücken werden folgende Daten erhoben: 

a. der Ort und das Datum des Aufgreifens in der Schweiz; 
b. das Geschlecht der aufgegriffenen Person; 

  

76 SR 235.1 
77 SR 235.1 
78 SR 235.1 
79 Eingefügt durch Art. 127 hiernach, in Kraft seit 12. Dez. 2008  

(AS 2008 5405 Art. 2 Bst. a). 
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c. das Datum der Abnahme der Fingerabdrücke; 
d. die schweizerische Kennnummer der Fingerabdrücke; 
e. das Datum der Übermittlung der Daten an die Zentraleinheit. 

3 Die Grenzposten und die Ausländer- und Polizeibehörden der Kantone und Ge-
meinden können von Ausländerinnen und Ausländern, die über 14 Jahre alt sind und 
sich illegal in der Schweiz aufhalten, die Abdrücke aller Finger abnehmen, um zu 
überprüfen, ob sie schon in einem anderen Staat, der durch eines der Dublin-Asso-
ziierungsabkommen gebunden ist, ein Asylgesuch gestellt haben. 
4 Die nach den Absätzen 2 und 3 erhobenen Daten werden dem Bundesamt zur 
Weiterleitung an die Zentraleinheit übermittelt. 
5 Die nach Absatz 2 übermittelten Daten werden von der Zentraleinheit in der Da-
tenbank Eurodac gespeichert und zwei Jahre nach Abnahme der Fingerabdrücke 
automatisch vernichtet. Das Bundesamt ersucht die Zentraleinheit unverzüglich um 
vorzeitige Vernichtung dieser Daten, sobald es Kenntnis davon erhält, dass die 
Ausländerin oder der Ausländer: 

a. in der Schweiz eine Aufenthaltsbewilligung erhalten hat; 
b. das Hoheitsgebiet der Staaten verlassen hat, die durch eines der Dublin-

Assoziierungsabkommen gebunden sind; 
c. die Staatsangehörigkeit eines Staates erhalten hat, der durch eines der Dub-

lin-Assoziierungsabkommen gebunden ist. 
6 Auf die Verfahren nach den Absätzen 1–5 sind die Artikel 102b–102g AsylG80 
anwendbar. 

15. Kapitel: Rechtsschutz 

Art. 112 …81 
1 Das Verfahren der Bundesbehörden richtet sich nach den allgemeinen Bestimmun-
gen der Bundesrechtspflege. 
2 Die Bestimmungen über den Fristenstillstand finden in den Verfahren nach den 
Artikeln 65 und 76 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer 5 keine Anwendung. 

Art. 113 und 11482 

  

80 SR 142.31 
81 Aufgehoben durch Ziff. I 1 der V der BVers vom 20. Dez. 2006 über die Anpassung von 

Erlassen an die Bestimmungen des Bundesgerichtsgesetzes und des Verwaltungsgerichts-
gesetzes, mit Wirkung seit 1. Jan. 2008 (AS 2006 5599; BBl 2006 7759). 

82 Aufgehoben durch Ziff. I 1 der V der BVers vom 20. Dez. 2006 über die Anpassung von 
Erlassen an die Bestimmungen des Bundesgerichtsgesetzes und des Verwaltungsgerichts-
gesetzes, mit Wirkung seit 1. Jan. 2008 (AS 2006 5599; BBl 2006 7759). 
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16. Kapitel: Strafbestimmungen und administrative Sanktionen 

Art. 115 Rechtswidrige Ein- oder Ausreise, rechtswidriger Aufenthalt und 
Erwerbstätigkeit ohne Bewilligung 

1 Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe wird bestraft, wer: 
a. Einreisevorschriften nach Artikel 5 verletzt; 
b. sich rechtswidrig, namentlich nach Ablauf des bewilligungsfreien oder des 

bewilligten Aufenthalts, in der Schweiz aufhält; 
c. eine nicht bewilligte Erwerbstätigkeit ausübt; 
d. nicht über eine vorgeschriebene Grenzübergangsstelle ein- oder ausreist 

(Art. 7). 
2 Die gleiche Strafdrohung gilt, wenn die Ausländerin oder der Ausländer nach der 
Ausreise aus der Schweiz oder aus dem Transitraum eines schweizerischen Flug-
hafens in das Hoheitsgebiet eines anderen Staates unter Verletzung der dort gelten-
den Einreisebestimmungen einreist oder dazu Vorbereitungen trifft. 
3 Wird die Tat fahrlässig begangen, so ist die Strafe Busse. 
4 Von der Strafverfolgung, der Überweisung an das Gericht oder der Bestrafung 
kann bei rechtswidrig ein- oder ausgereisten Ausländerinnen und Ausländern abge-
sehen werden, sofern sie sofort ausgeschafft werden. 

Art. 116 Förderung der rechtswidrigen Ein- und Ausreise sowie 
des rechtswidrigen Aufenthalts 

1 Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe wird bestraft, wer: 
a. im In- oder Ausland einer Ausländerin oder einem Ausländer die rechtswid-

rige Ein- oder Ausreise oder den rechtswidrigen Aufenthalt in der Schweiz 
erleichtert oder vorbereiten hilft; 

b. Ausländerinnen oder Ausländern eine Erwerbstätigkeit in der Schweiz ohne 
die dazu erforderliche Bewilligung verschafft; 

c. einer Ausländerin oder einem Ausländer nach der Ausreise aus der Schweiz 
oder aus dem Transitraum eines schweizerischen Flughafens die Einreise in 
das Hoheitsgebiet eines anderen Staates unter Verletzung der dort geltenden 
Einreisebestimmungen erleichtert oder vorbereiten hilft. 

2 In leichten Fällen kann auch nur auf Busse erkannt werden. 
3 Die Strafe ist Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe und mit der Frei-
heitsstrafe ist eine Geldstrafe zu verbinden, wenn die Täterin oder der Täter: 

a. mit der Absicht handelt, sich oder einen andern unrechtmässig zu bereichern, 
oder; 

b. für eine Vereinigung oder Gruppe handelt, die sich zur fortgesetzten Bege-
hung dieser Tat zusammengefunden hat. 
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Art. 117 Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern  
ohne Bewilligung 

1 Wer als Arbeitgeberin oder Arbeitgeber vorsätzlich Ausländerinnen und Ausländer 
beschäftigt, die in der Schweiz nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt 
sind, oder wer eine grenzüberschreitende Dienstleistung in der Schweiz in Anspruch 
nimmt, für welche der Dienstleistungserbringer keine Bewilligung besitzt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. In schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Mit der Freiheitsstrafe ist 
eine Geldstrafe zu verbinden. 
2 Wer nach Absatz 1 rechtskräftig verurteilt wurde und innert fünf Jahren erneut 
Straftaten nach Absatz 1 begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe bestraft. Mit der Freiheitsstrafe ist eine Geldstrafe zu verbinden. 

Art. 118 Täuschung der Behörden 
1 Wer die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden durch falsche Anga-
ben oder Verschweigen wesentlicher Tatsachen täuscht und dadurch die Erteilung 
einer Bewilligung für sich oder andere erschleicht oder bewirkt, dass der Entzug 
einer Bewilligung unterbleibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geld-
strafe bestraft. 
2 Wer in der Absicht, die Vorschriften über die Zulassung und den Aufenthalt von 
Ausländerinnen und Ausländern zu umgehen, eine Ehe mit einer Ausländerin oder 
einem Ausländer eingeht oder den Abschluss einer solchen Ehe vermittelt, fördert 
oder ermöglicht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
3 Die Strafe ist Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe und mit der Frei-
heitsstrafe ist eine Geldstrafe zu verbinden, wenn die Täterin oder der Täter: 

a. mit der Absicht handelt, sich oder einen andern unrechtmässig zu bereichern, 
oder; 

b. für eine Vereinigung oder Gruppe handelt, die sich zur fortgesetzten Bege-
hung dieser Tat zusammengefunden hat. 

Art. 119 Missachtung der Ein- oder Ausgrenzung 
1 Wer eine Ein- oder Ausgrenzung (Art. 74) nicht befolgt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
2 Von der Strafverfolgung, der Überweisung an das Gericht oder der Bestrafung 
kann abgesehen werden, wenn die betroffene Person: 

a. sofort ausgeschafft werden kann; 
b. sich in Vorbereitungs- oder Ausschaffungshaft befindet. 
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Art. 120 Weitere Widerhandlungen 
1 Mit Busse wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig: 

a. die An- oder Abmeldepflichten verletzt (Art. 10–16); 
b. ohne erforderliche Bewilligung die Stelle wechselt oder von einer unselb-

ständigen zu einer selbständigen Erwerbstätigkeit übergeht (Art. 38); 
c. ohne erforderliche Bewilligung den Wohnort in einen anderen Kanton ver-

legt (Art. 37); 
d. mit der Bewilligung verbundene Bedingungen nicht einhält (Art. 32, 33 und 35); 
e. der Mitwirkungspflicht bei der Beschaffung der Ausweispapiere (Art. 90 

Bst. c) nicht nachkommt. 
2 Bei Widerhandlungen gegen die Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz 
kann der Bundesrat Bussen bis zu 5000 Franken vorsehen. 

Art. 120a83 Sorgfaltspflichtsverletzung der Transportunternehmen 
1 Luftverkehrs-, Strassentransport- und Schifffahrtsunternehmen (Transportunter-
nehmen), die ihre Sorgfaltspflicht nach Artikel 92 Absatz 1 verletzen, werden mit 
Busse bis zu einer Million Franken bestraft. 
2 Von einer Busse wird abgesehen, wenn: 

a. der beförderten Person die Einreise oder Weiterreise bewilligt wurde; 
b. dem Transportunternehmen das Aufdecken einer Fälschung oder Verfäl-

schung der Reisedokumente nicht zumutbar war; 
c. das Transportunternehmen zur Beförderung einer Person genötigt wurde; 
d. die Einreise der beförderten Person in die Schweiz nach Artikel 22 AsylG84 

bewilligt wurde; 
e. der Bundesrat weitere Ausnahmen vorgesehen hat, insbesondere bei Krieg 

oder Naturkatastrophen. 
3 In leichten Fällen kann von einer Busse abgesehen werden, insbesondere wenn die 
Kosten für Lebenshaltung, Betreuung, Wegweisung und Ausschaffung gedeckt sind. 
4 Besteht eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit nach Artikel 92 Absatz 3, so 
wird dies bei der Festlegung der Busse berücksichtigt. 

  

83 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 13. Juni 2008 (Ergänzungen im Rahmen der 
Umsetzung der Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen), in Kraft seit 
12. Dez. 2008 (AS 2008 5407 5405 Art. 2 Bst. c; BBl 2007 7937). 

84 SR 142.31 
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Art. 120b85 Verletzung der Meldepflicht der Luftverkehrsunternehmen 
1 Luftverkehrsunternehmen, die ihre Meldepflicht nach Artikel 104 schuldhaft 
verletzen, werden mit Busse bis zu einer Million Franken bestraft. 
2 Die Meldepflicht wird verletzt, wenn die Passagierdaten nach Artikel 104 Absatz 2 
nicht rechtzeitig, unvollständig oder falsch übermittelt werden. 
3 Das Luftverkehrsunternehmen handelt schuldhaft, wenn es nicht alle erforderlichen 
und zumutbaren organisatorischen Vorkehren getroffen hat, um eine Verletzung der 
Meldepflicht zu verhindern. 
4 Besteht eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit nach Artikel 92 Absatz 3, so 
wird dies bei der Festlegung der Busse berücksichtigt. 

Art. 120c86 Gemeinsame Bestimmungen für die Bestrafung 
der Transportunternehmen 

1 Die Verletzung der Sorgfaltspflicht (Art. 120a) oder der Meldepflicht (Art. 120b) 
wird auch verfolgt, wenn sie im Ausland begangen wurde. Artikel 6 Absätze 3 und 4 
des Strafgesetzbuches87 ist sinngemäss anwendbar. 
2 Die Vertretung des Transportunternehmens richtet sich nach Artikel 102a des 
Strafgesetzbuches. 
3 Die Strafverfolgung verjährt in sieben und die Strafe in fünf Jahren. 

Art. 120d88 Strafverfolgung 
1 Die Verfolgung und Beurteilung der Widerhandlungen nach den Artikeln 115–120 
obliegt den Kantonen. Ist eine Zuwiderhandlung in mehreren Kantonen begangen 
worden, so ist zur Verfolgung derjenige Kanton zuständig, der diese zuerst auf-
nimmt. 
2 Zuständig für die Verfolgung und Beurteilung der Widerhandlungen nach den 
Artikeln 120a und 120b ist in erster Instanz das Bundesamt. Das Bundesgesetz vom 
22. März 197489 über das Verwaltungsstrafrecht ist anwendbar, soweit das vorlie-
gende Gesetz keine abweichenden Bestimmungen enthält. 

  

85 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 13. Juni 2008 (Ergänzungen im Rahmen der 
Umsetzung der Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen), in Kraft seit 
12. Dez. 2008 (AS 2008 5407 5405 Art. 2 Bst. c; BBl 2007 7937). 

86 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 13. Juni 2008 (Ergänzungen im Rahmen der 
Umsetzung der Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen), in Kraft seit 
12. Dez. 2008 (AS 2008 5407 5405 Art. 2 Bst. c; BBl 2007 7937). 

87 SR 311.0 
88 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 13. Juni 2008 (Ergänzungen im Rahmen der 

Umsetzung der Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen), in Kraft seit 
12. Dez. 2008 (AS 2008 5407 5405 Art. 2 Bst. c; BBl 2007 7937). 

89 SR 313.0 
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Art. 121 Einziehung und Sicherstellung von Reisedokumenten 
Verfälschte und gefälschte Reisedokumente sowie echte Reisedokumente, die miss-
bräuchlich verwendet wurden, können auf Weisung des Bundesamtes von den 
schweizerischen Auslandvertretungen, den Grenzposten sowie den zuständigen 
kantonalen Behörden eingezogen oder zur Weitergabe an den Berechtigten sicher-
gestellt werden. 

Art. 122 Administrative Sanktionen und Kostenübernahme 
1 Hat ein Arbeitgeber wiederholt gegen Vorschriften dieses Gesetzes verstossen, so 
kann die zuständige Behörde dessen Gesuche um Zulassung ausländischer Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die keinen Anspruch auf Erteilung einer Bewilli-
gung haben, abweisen oder nur teilweise bewilligen. 
2 Die zuständige Behörde kann die Sanktion auch androhen. 
3 Der Arbeitgeber, der ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäf-
tigt hat oder beschäftigen wollte, die nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
berechtigt sind, trägt die Kosten, die dem Gemeinwesen durch den Lebensunterhalt, 
bei Unfall und Krankheit und für die Rückreise der betreffenden Personen entstehen 
und nicht gedeckt sind. 

17. Kapitel: Gebühren 

Art. 123 
1 Für Verfügungen und Amtshandlungen nach diesem Gesetz können Gebühren 
erhoben werden. Barauslagen im Zusammenhang mit Verfahren nach diesem Gesetz 
können gesondert in Rechnung gestellt werden. 
2 Der Bundesrat legt die Gebühren des Bundes sowie die Höchstgrenzen für die 
kantonalen Gebühren fest. 
3 Geldforderungen, die sich auf dieses Gesetz stützen, können formlos geltend 
gemacht werden. Die betroffene Person kann den Erlass einer Verfügung verlangen. 

18. Kapitel: Schlussbestimmungen 

Art. 124 Aufsicht und Vollzug 
1 Der Bundesrat beaufsichtigt den Vollzug dieses Gesetzes. 
2 Die Kantone erlassen die notwendigen Bestimmungen zum Vollzug dieses Geset-
zes. 

Art. 125 Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 
Die Aufhebung und die Änderung bisherigen Rechts werden im Anhang geregelt. 
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Art. 126 Übergangsbestimmungen 
1 Auf Gesuche, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingereicht worden sind, 
bleibt das bisherige Recht anwendbar. 
2 Das Verfahren richtet sich nach dem neuen Recht. 
3 Die Fristen nach Artikel 47 Absatz 1 beginnen mit dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes, sofern vor diesem Zeitpunkt die Einreise erfolgt oder das Familienverhältnis 
entstanden ist. 
4 Auf Widerhandlungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen wurden, 
sind dessen Strafbestimmungen anzuwenden, sofern sie für den Täter milder sind. 
5 Artikel 107 gilt nur für die nach dem 1. März 1999 abgeschlossenen Rücküber-
nahme- und Transitabkommen. 
6 Mit dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes vom 20. Juni 200390 über das Informati-
onssystem für den Ausländer- und den Asylbereich werden die Artikel 108 und 109 
aufgehoben. 

Art. 126a91 Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 16. Dezember 2005  
des AsylG92 

1 Entsteht vor Inkrafttreten der Änderung vom 16. Dezember 2005 des AsylG ein 
Zwischen- oder Schlussabrechnungsgrund nach Artikel 87 des AsylG in der Fassung 
vom 26. Juni 199893, so erfolgen die Zwischen- oder Schlussabrechnung und die 
Saldierung des Kontos nach bisherigem Recht. 
2 Der Bundesrat regelt das Abrechnungsverfahren sowie den Umfang und die Dauer 
der Sonderabgabe und der Abnahme von Vermögenswerten für vorläufig aufge-
nommene Personen, die vor Inkrafttreten der Änderung vom 16. Dezember 2005 des 
AsylG erwerbstätig waren und für die im Zeitpunkt der Änderung vom 
16. Dezember 2005 des AsylG kein Schlussabrechnungsgrund nach Absatz 1 ent-
standen ist. 
3 Für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung vom 16. Dezember 2005 des 
AsylG hängigen Verfahren nach den Artikeln 85–87 des AsylG in der Fassung vom 
26. Juni 1998 gilt, unter Vorbehalt der Absätze 1 und 2 dieser Übergangsbestim-
mungen, neues Recht. 
4 Unter Vorbehalt der Absätze 5–7 gilt für Personen, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Änderung vom 16. Dezember 2005 des AsylG sowie dieses Gesetzes 
vorläufig aufgenommen sind, neues Recht. Wurde eine vorläufige Aufnahme ge-
stützt auf Artikel 44 Absatz 3 des AsylG angeordnet, so bleibt diese bestehen. 

  

90 SR 142.51 
91 Eingefügt durch Ziff. IV 2 des BG vom 16. Dez. 2005, in Kraft seit 1. Jan. 2008 

(AS 2006 4745, 2007 5573; BBl 2002 3709). 
92 SR 142.31 
93 AS 1999 2262 
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5 Für Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung vom 16. Dezember 
2005 des AsylG vorläufig aufgenommen sind, richtet der Bund den Kantonen wäh-
rend der Dauer der vorläufigen Aufnahme die Pauschalen nach den Artikeln 88 
Absätze 1 und 2 und 89 des AsylG aus, während längstens sieben Jahren seit der 
Einreise. Der Bund richtet den Kantonen für Personen, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Änderung vom 16. Dezember 2005 des AsylG vorläufig aufgenommen 
sind, zusätzlich einen einmaligen Beitrag aus, der namentlich die berufliche Integra-
tion erleichtern soll. Der Bundesrat legt die Höhe fest. 
6 Für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung vom 16. Dezember 2005 des 
AsylG hängigen Verfahren nach Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b des Bundesgeset-
zes vom 26. März 1931 über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer (ANAG) 
in der Fassung vom 19. Dezember 200394 gilt bisheriges Recht. 
7 Ist die vorläufige Aufnahme vor Inkrafttreten der Änderung vom 16. Dezember 
2005 des AsylG rechtskräftig aufgehoben worden, so zahlt der Bund den Kantonen 
eine einmalige Pauschale von 15 000 Franken, sofern diese Personen die Schweiz 
noch nicht verlassen haben. 

Art. 127 Koordination mit den Abkommen über die Assoziierung  
an Schengen 

Mit dem Inkrafttreten der Schengen-Assoziierungsabkommen wird das vorliegende 
Gesetz wie folgt angepasst: 
…95 

Art. 128 Referendum und Inkrafttreten 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Datum des Inkrafttretens: 1. Januar 200896 
Artikel 92-95 sowie 127: 12. Dezember 200897 

  

94 AS 2004 1633 
95 Text eingefügt hiervor. 
96 BRB vom 24. Okt. 2007 (AS 2007 5489) 
97 Art. 2 Bst. a der V vom 26. Nov. 2008 (AS 2008 5405 Art. 2 Bst. a) 
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Anhang 198 
(Art. 2 Abs. 4 und 64a Abs. 4) 

1. Schengen-Assoziierungsabkommen 

Die Schengen-Assoziierungsabkommen umfassen: 
a. Abkommen vom 26. Oktober 200499 zwischen der Schweizerischen Eid-

genossenschaft, der Europäischen Union und der Europäischen Gemein-
schaft über die Assoziierung dieses Staates bei der Umsetzung, Anwendung 
und Entwicklung des Schengen-Besitzstands (SAA); 

b. Abkommen vom 26. Oktober 2004100 in Form eines Briefwechsels zwischen 
dem Rat der Europäischen Union und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft über die Ausschüsse, die die Europäische Kommission bei der Aus-
übung ihrer Durchführungsbefugnisse unterstützen; 

c. Übereinkommen vom 17. Dezember 2004101 zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, der Republik Island und dem Königreich Norwegen über 
die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands 
und über die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Staa-
tes für die Prüfung eines in der Schweiz, in Island oder in Norwegen gestell-
ten Asylantrags; 

d. Abkommen vom 28. April 2005102 zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft und dem Königreich Dänemark über die Umsetzung, Anwendung 
und Entwicklung derjenigen Teile des Schengen-Besitzstands, die auf Be-
stimmungen des Titels IV des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft basieren; 

e. Protokoll vom 28. Februar 2008103 zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft, der Europäischen Union, der Europäischen Gemeinschaft und 
dem Fürstentum Liechtenstein über den Beitritt des Fürstentums Liechten-
stein zum Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der 
Europäischen Union und der Europäischen Gemeinschaft über die Assoziie-
rung der Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwen-
dung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands. 

  

98 Eingefügt durch Ziff. III Abs. 1 des BG vom 13. Juni 2008 (Ergänzungen im Rahmen der 
Umsetzung der Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen), in Kraft seit 
12. Dez. 2008 (AS 2008 5407 5405 Art. 2 Bst. c; BBl 2007 7937). 

99 SR 0.360.268.1 
100 SR 0.360.268.10 
101 SR 0.360.598.1 
102 SR 0.360.314.1 
103 SR 0.360.514.1; noch nicht publiziert. 
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2. Dublin-Assoziierungsabkommen 

Die Dublin-Assoziierungsabkommen umfassen: 
a. Abkommen vom 26. Oktober 2004104 zwischen der Schweizerischen Eid-

genossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über die Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines in 
einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten Asylantrags (DAA); 

b. Übereinkommen vom 17. Dezember 2004105 zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, der Republik Island und dem Königreich Norwegen über 
die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands 
und über die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Staa-
tes für die Prüfung eines in der Schweiz, in Island oder in Norwegen gestell-
ten Asylantrags; 

c. Protokoll vom 28. Februar 2008106 zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft, der Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Liechten-
stein zum Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
der Europäischen Gemeinschaft über die Kriterien und Verfahren zur Be-
stimmung des zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitglied-
staat oder in der Schweiz gestellten Asylantrags; 

d. Protokoll vom 28. Februar 2008107 zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft, der Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Liechten-
stein über den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zum Abkommen zwi-
schen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen 
Gemeinschaft über die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zustän-
digen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat oder in der 
Schweiz gestellten Asylantrags. 

  

104 SR 0.142.392.68 
105 SR 0.360.598.1 
106 SR 0.142.393.141 
107 SR 0.142.395.141; noch nicht publiziert. 
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Anhang 2108 
(Art. 125) 

Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 

I 

Das Bundesgesetz vom 26. März 1931109 über Aufenthalt und Niederlassung der 
Ausländer wird aufgehoben. 

II 

Die nachstehenden Bundesgesetze werden wie folgt geändert: 

1. Asylgesetz vom 26. Juni 1998110 

Art. 43 Abs. 1bis 
… 

Art. 44 Abs. 2 
… 

Art. 60 Abs. 2111 
… 

Art. 75 Abs. 1 zweiter Satz 
… 

Art. 76 Abs. 4 
… 

  

108 Ursprünglich: Anhang. 
109 [BS 1 121; AS 1949 221, 1987 1665, 1988 332, 1990 1587 Art. 3 Abs. 2, 1991 362 

Ziff. II 11 1034 Ziff. III, 1995 146, 1999 1111 2262 Anhang Ziff. 1, 2000 1891 Ziff. IV 2, 
2002 685 Ziff. I 1 701 Ziff. I 1 3988 Anhang Ziff. 3, 2003 4557 Anhang Ziff. II 2, 
2004 1633 Ziff. I 1 4655 Ziff. I 1,  2005 5685 Anhang Ziff. 2, 2006 979 Art. 2 Ziff. 1 
1931 Art. 18 Ziff. 1 2197 Anhang Ziff. 3 3459  Anhang Ziff. 1 4745, 2007 359 Anhang 
Ziff. 1] 

110 SR 142.31. Die hiernach aufgeführten Änd. sind eingefügt im genannten BG. 
111 Dieser Art. hat heute eine neue Fassung. 
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Art. 79 
… 

Art. 84112 
… 

Art. 107 Abs. 1 
… 

Art. 108a Sachüberschrift und Abs. 2113 
… 

Art. 109 Sachüberschrift und Abs. 3114 
… 

Art. 111 Abs. 2 Bst. d115 
… 

2. Bundesgesetz vom 20. Juni 2003116 über das Informationssystem 
für den Ausländer- und den Asylbereich 

Art. 1 Abs. 2117 
… 

Art. 3 Abs. 2 Bst. c118 
… 

Art. 9 Abs. 1 Bst. b und 2 Bst. b119 
… 

  

112 Dieser Art. hat heute eine neue Fassung. 
113 Dieser Art. ist heute aufgehoben. 
114 Dieser Art. hat heute eine neue Fassung. 
115 Dieser Art. hat heute eine neue Fassung 
116 SR 142.51. Die hiernach aufgeführten Änd. sind eingefügt im genannten BG. 
117 Dieser Abs. hat heute eine neue Fassung. 
118 Dieser Bst. hat heute eine neue Fassung. 
119 Diese Bst. sind heute aufgehoben. 
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Art. 11 Abs. 1 
… 

Art. 12 Abs. 1 
… 

Art. 15120 
… 

3.121 Bundesgerichtsgesetz vom 17. Juni 2005122 

4. Zivilgesetzbuch123 

 Art. 97a 
 … 

 Art. 105 Ziff. 4 
 … 

 Art. 109 Abs. 3 
 … 

5. Partnerschaftsgesetz vom 18. Juni 2004124 

Art. 6 Abs. 2 und 3 
… 

  

120 Dieser Art. hat heute eine neue Fassung. 
121 Fassung gemäss Ziff. I 1 der V der BVers vom 20. Dez. 2006 über die Anpassung von 

Erlassen an die Bestimmungen des Bundesgerichtsgesetzes und des Verwaltungsgerichts-
gesetzes, in Kraft seit 1. Jan. 2008 (AS 2006 5599; BBl 2006 7759). 
Die hiernach aufgeführte Änd. ist eingefügt im genannten BG. 

122 SR 173.110. Die hiernach aufgeführte Änd. ist eingefügt im genannten BG. 
123 SR 210. Die hiernach aufgeführte Änd. ist eingefügt im genannten BG. 
124 SR 211.231. Die hiernach aufgeführten Änd. sind eingefügt im genannten BG. 

 Art. 83 Bst. c Ziff. 5 und 6 
 … 
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Art. 9 Abs. 1 Bst. c 
… 

6. Bundesgesetz vom 20. Juni 2003125 über die verdeckte Ermittlung 

Art. 4 Abs. 2 Bst. h 
… 

7. Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000126 betreffend die Überwachung 
des Post- und Fernmeldeverkehrs 

Art. 3 Abs. 2 Bst. g 
… 

8. Arbeitsvermittlungsgesetz vom 6. Oktober 1989127 

Art. 21 
… 

  

125 SR 312.8. Die hiernach aufgeführte Änd. ist eingefügt im genannten BG. 
126 SR 780.1. Die hiernach aufgeführte Änd. ist eingefügt im genannten BG. 
127 SR 823.11. Die hiernach aufgeführte Änd. ist eingefügt im genannten BG. 


